Antrag zur Sondersitzung des Rates der Stadt am 16.01.2012

Betrifft:
TOP 3 „Befassung des Rates mit der Durchführung eines 

Ratsbürgerentscheides gem. § 26 GO NRW zum Erhalt der weiterführenden Schule GHS Bruchstraße in Mülheim-Eppinghofen“ – hier: Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD und MBI 
Beschlussvorschlag:

Der Rat der Stadt beschließt:

1.  die Durchführung eines Ratsbürgerentscheides gem. § 26 GO NRW über den Erhalt der weiterführenden Schule am Standort Bruchstraße mit folgender Fragestellung des Bürgerbegehrens der Initiative „Bündnis für Bildung“:
„Soll die weiterführende Schule am Standort Bruchstraße in Mülheim-Eppinghofen erhalten bleiben?“
Begründung des Bürgerbegehrens siehe Anlage
2. Im Fall eines positiven Ausgangs des Ratsbürgerentscheides ist der Bildungsentwicklungsplan anzupassen und die dafür erforderlichen Mittel sind im städt. Haushalt entsprechend umzuschichten oder sonst bereit zu stellen. Bis zum Abschluss des Ratsbürgerentscheides werden die aus dem Bildungsentwicklungsplan resultierenden Maßnahmen bezüglich der GHS Bruchstraße ausgesetzt. Insbesondere ist zunächst das Anmeldeverfahren für die GHS Bruchstraße im Rahmen der Anmeldungen für die weiterführenden Schulen zum Schuljahr 2012/13 durchzuführen. 

3. Als Termin für den Bürgerentscheid wird Sonntag, der 25. März, festgelegt.
Begründung:

Mehr als 10.000 Unterschriften für das Bürgerbegehren der Initiative „Bündnis für Bildung“ zum Erhalt einer weiterführenden Schule im Stadtteil Eppinghofen dokumentieren den Willen weiter Kreise der Mülheimer Bevölkerung, in der Frage der zukünftigen Gestaltung der Bildungslandschaft in unserer Stadt direkt beteiligt zu werden.

Der Rat der Stadt tut gut daran, dieses Signal ernst zu nehmen und trotz unterschiedlicher Positionen in der Sache die Entscheidung über diese Frage den Mülheimer Bürgerinnen und Bürgern zu überlassen. Dieser Weg ist nach Auffassung der Antragssteller in jedem Fall einer Klärung der Angelegenheit durch die Verwaltungsgerichtsbarkeit vorzuziehen.

Bekanntlich hatte die Verwaltung das Bürgerbegehren für unzulässig bewertet, dem eine Ratsmehrheit bei Enthaltung der SPD als größter Fraktion folgte. Nur wenige Tage später wurden neue Bestimmungen für die Zulässigkeit von Bürgerbegehren rechtskräftig, wonach das o.g. Bürgerbegehren zweifelsfrei zulässig wäre bzw. ist. 

In einer derart verworrenen Situation den Unterstützern des Bürgerbegehrens den zugehörigen Entscheid zu verwehren, kann nicht im Sinne lebendiger Demokratie sein. Ob dabei das Anliegen der Initiative „Bündnis für Bildung“ eine Mehrheit der Mülheimer/innen bei einem Bürgerentscheid an der Urne erreichen wird, steht auf einem anderen Blatt. 
Finanzielle Auswirkungen:
Die Durchführung des Ratsbürgerentscheides verursacht Kosten von ca. 250.000 €.

gez.
…………………

Quellen und Anlagen
· Vorlage V ……... zur Zulässigkeit des Bürgerbegehrens für die Ratssitzung am 15.12.11, nachzulesen in Allriss unter …………..….
· Darin enthalten auch der folgende Text des Bürgerbegehrens mit Fragestellung  und Begründung, aufgrund dessen die Unterschriften gesammelt wurden:

„Frage: 

Soll die weiterführende Schule am Standort Bruchstraße in Mülheim-Eppinghofen erhalten bleiben?

Begründung:

Mit dem Ratsbeschluss vom 21.07.2011 zum Bildungsentwicklungsplan wurde die sukzessive Auflösung der weiterführenden Schule (GHS an der Bruchstraße) zum

Schuljahr 2012/2013 beschlossen. Hierzu gibt es im Rat der Stadt unterschiedliche politische Auffassungen, die nachfolgend zusammenfassend dargestellt sind: 

Eine Mehrheit des Rates begründet die sukzessive Auflösung der GHS Bruchstraße mit der Erfordernis, aufgrund demografischer Entwicklungen das Hauptschulangebot zu reduzieren. Darüber hinaus werde so die Möglichkeit geschaffen, die notwendigen Investitionsmittel zur Modernisierung der Hauptschulen auf einen Standort (GHS Schule am Hexbachtal) konzentrieren zu können. 

Aus Sicht der Befürworter eines Erhalts der weiterführenden Schule an der Bruchstraße verfüge diese über wichtige zukunftsfähige Elemente: 

a) zentrale Lage im Stadtgebiet und damit optimale Erreichbarkeit auch für Schülerinnen und Schüler aus der Gesamtstadt 

b) ausgeprägte soziale, wirtschaftliche, stadtteilbezogene Netzwerke, 

c) umfassendes Erfahrungswissen sowie erfolgreiche und konzeptionelle schulformübergreifende Arbeit, 

d) erfolgreiches und nachhaltiges Berufsorientierungskonzept, 

e) In Entwicklung sei eine handwerklich-technische Ausrichtung, die nachweislich die Unterstützung des Handwerks vor Ort finde. Die Schule habe für Eppinghofen und darüber hinaus eine wichtige integrative, nicht ersetzbare Funktion in der engen Zusammenarbeit mit lokalen Unternehmen und Betrieben. 

Der Erhalt der weiterführenden Schule an der Bruchstraße mache den Ausbau der GHS Schule am Hexbachtal von Zwei- auf Vierzügigkeit entbehrlich. Wegen der Umsetzung der Inklusion (gemeinsame Schule für behinderte und nichtbehinderte Menschen) sei es überdies unerlässlich, im Stadtgebiet Schulraumkapazität zu erhalten. Es gehe darum, im Stadtteil Eppinghofen den Schulstandort zu erhalten, der für Kinder und Jugendliche die Integration und Bildungschancen verbessere. Die Schülerzahlen in Eppinghofen stiegen gegen den stadtweiten Trend. Der Erhalt der Schule sei im Interesse aller Mülheimer.

Die mit dem Erhalt der Schule notwendigen Baumaßnahmen verursachen voraussichtlich Investitionskosten in Höhe von 5,844 Mio. € sowie Betriebs- und Bauunterhaltungskosten in Höhe von 326.000 € p.a. Diese müssten aus Mitteln des städtischen Haushalts umgeschichtet oder sonst bereit gestellt werden.“ 

